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„Mehr Mut zum Markt“ lautet die Devise des Kronberger Kreises, wissenschaft­
licher Beirat der Stiftung Marktwirtschaft. Der 1982 gegründete Kronberger
Kreis entwickelt ordnungspolitische Reformkonzepte, mit dem Ziel, die freiheit­
liche Ordnung in Deutschland und Europa weiterzuentwickeln. Den Staat sieht 
er als Regelsetzer und Schiedsrichter, nicht als Mitspieler und „Übervater“. Mit 
seinen Konzepten prägt der Kronberger Kreis seitdem die wirtschaftspolitische 
Diskussion mit.

Deutschland hat bei der Digitalisierung öffentlicher Verwaltungsprozesse große 
Defizite. Die föderale Struktur Deutschlands sowie stark regelgebundene 
Verwaltungsprozesse können das Digitalisierungsdefizit in der öffentlichen 
Verwaltung nur ansatzweise erklären.

Der Kronberger Kreis untersucht die Ursachen dieses digitalen Rückstandes 
und zeigt Reformmöglichkeiten auf, um die Dynamik der Verwaltungs­
digitalisierung in Deutschland steigern zu können. Wesentliche Hemmnisse 
sind die Dominanz öffentlicher IT-Dienstleister und die mangelnde Einbindung 
privater IT-Dienstleister. Eine stärkere Öffnung des Marktes öffentlicher digitaler 
Dienstleistungen für private Anbieter könnte den Digitalisierungsprozess in der 
deutschen Verwaltung erheblich verbessern.

ISBN 3-89015-137-X



Mehr Wettbewerb in der 
Verwaltungsdigitalisierung

Kronberger Kreis
Lars P. Feld, Clemens Fuest, Justus Haucap,  
Volker Wieland, Berthold U. Wigger



Gefördert durch die informedia-Stiftung

Gemeinnützige Stiftung für Gesellschaftswissenschaften 

und Publizistik, Köln

Bibliographische Information der Deutschen Bibliothek

Die Deutsche Bibliothek verzeichnet diese Publikation in der

Deutschen Nationalbibliographie; detaillierte bibliographische

Daten sind im Internet über http://ddb.de abrufbar.

 

© 2025

 

Stiftung Marktwirtschaft (Hrsg.) 

Charlottenstraße 60 

10117 Berlin 

Telefon: +49 (0)30 206057-0 

Telefax: +49 (0)30 206057-57 

info@stiftung-marktwirtschaft.de 

www.stiftung-marktwirtschaft.de

ISBN: 3-89015-137-X

Titelbild: PhonlamaiPhoto – iStock.



	 Executive Summary

1	 Einleitung  

2	 Entwicklung und Stand der Verwaltungsdigitalisierung 

3	 Öffentliche IT-Dienstleister 

4	 Fazit

	 Literaturverzeichnis

5

9

17

27

33

36





5

Executive Summary

Executive Summary

Deutschland erzielt bei der Digitalisierung von öffentlichen Verwaltungspro-
zessen seit Jahren kaum Fortschritte. Trotz zahlreicher Initiativen und Gesetze 
belegt Deutschland im europäischen Vergleich der Verwaltungsdigitalisierung 
nur den 23. Platz. Kritik am deutschen Digitalisierungsdefizit gewinnt indes 
erheblich an Schärfe. Der Normenkontrollrat befürchtet einen „Kipppunkt“ für 
die deutsche Verwaltung, wenn sich nicht grundsätzlich etwas ändert.

Vor diesem Hintergrund analysiert der Kronberger Kreis, wissenschaftlicher 
Beirat der Stiftung Marktwirtschaft, die zentralen Ursachen für die schlep-
pende Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung. Darauf aufbauend werden 
Reformansätze aufgezeigt, welche die Effizienz und Dynamik der Verwal-
tungsdigitalisierung in Deutschland steigern können. Insbesondere die star-
ke Dominanz öffentlicher IT-Dienstleister in der Verwaltung wird hierbei kri-
tisch beleuchtet.

Die Gründe für die mangelnde Digitalisierung sind vielfältig. Ein Grund für 
die langsame Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung liegt in den kom-
plexen föderalen Strukturen Deutschlands. Unterschiedliche Zuständigkei-
ten erschweren die Koordination, Entwicklung und Implementierung einheitli-
cher digitaler Lösungen. Allerdings scheint ein dezentraler Staatsaufbau kein 
grundsätzliches Hindernis für eine erfolgreiche Verwaltungsdigitalisierung zu 
sein. Im europäischen Vergleich liefert das Merkmal Zentralisierung keinen 
statistisch signifikanten Effekt für eine bessere Digitalisierung.

Ein weiteres Hindernis sind die traditionell stark regelgebundenen Verwal-
tungsprozesse. Deutsche Verwaltungen messen den Erfolg ihrer Arbeit in 
erster Linie an der Rechtmäßigkeit der Verfahren, was zu einer Abneigung 
gegenüber neuen, vermeintlich unsicheren digitalen Prozessen führt. Die Di-
gitalisierung erfordert jedoch den Übergang von altbewährten Prozessen zu 
neuen, teils noch nicht vollständig etablierten digitalen Verfahren. Diese Unsi-
cherheit, insbesondere hinsichtlich der rechtlichen Belastbarkeit digitaler Lö-
sungen, führt zu einer gewissen Risikoscheu in den Verwaltungen.

Deutschland hat in den letzten Jahren dennoch einige wichtige Schritte un-
ternommen, um die Rahmenbedingungen für die Verwaltungsdigitalisierung 
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zu verbessern. So hat der Bund im Rahmen der Novellierung des Onlinezu-
gangsgesetzes (OZG) im Jahr 2024 erweiterte Kompetenzen erhalten, um 
verbindliche Standards und einheitliche Schnittstellen für die Digitalisierung 
durchzusetzen. Ziel dieser Novellierung ist es, die Verwaltungsprozesse me-
dienbruchfrei digital abzuwickeln und die Kommunikation der Bürger und Un-
ternehmen mit der Verwaltung zu vereinfachen. Dies soll unter anderem durch 
ein zentrales Bürgerkonto geschehen, das alle relevanten Nachweise digital 
speichert und für verschiedene Verwaltungsverfahren zur Verfügung stellt.

Auch das „Einer für Alle“-Prinzip (EfA), bei dem digitale Verwaltungsleistun-
gen von einem Bundesland entwickelt und anderen zur Nachnutzung ange-
boten werden, wurde weiterentwickelt. Um die flächendeckende Nutzung di-
gitaler Lösungen zu fördern, wurde ein neues Finanzierungsmodell eingeführt, 
das die Nachnutzung von EfA-Lösungen finanziell attraktiver macht. Außer-
dem sollen ab 2026 verbindliche Regeln zur Parametrisierung von EfA-Leis
tungen sicherstellen, dass digitale Lösungen flexibel an die unterschiedlichen 
Verwaltungsanforderungen in den Ländern und Kommunen angepasst wer-
den können.

Ein in der öffentlichen Diskussion jedoch häufig vernachlässigter Aspekt ist die 
starke Dominanz öffentlicher IT-Dienstleister bei der Bereitstellung von digi-
talen Lösungen. Öffentliche Verwaltungen in Deutschland beziehen ihre digita-
len Leistungen überwiegend von öffentlichen IT-Dienstleistern, die in der Regel 
ohne wettbewerbliche Ausschreibungen beauftragt werden. Dies geschieht 
oft im Rahmen sogenannter Inhouse-Geschäfte, bei denen öffentliche Aufträ-
ge an Dienstleister vergeben werden, die von der öffentlichen Hand kontrolliert 
werden. Dies bedeutet, dass die Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung 
weitgehend ohne marktwirtschaftlichen Wettbewerb erfolgt, was zu fehlen-
den Anreizen für Innovation, Effizienzsteigerung und Kostenminimierung führt.

Im Gegensatz dazu zeigt die internationale Praxis, dass Länder wie Däne-
mark, Estland und Finnland, die den Wettbewerb stärker öffnen und priva-
te Anbieter in den Digitalisierungsprozess einbeziehen, erfolgreicher und 
schneller digitalisieren. In diesen Ländern gibt es entweder keine oder nur 
wenige und kleine öffentliche IT-Dienstleister, und die Beschaffung von IT-
Leistungen erfolgt fast ausschließlich über wettbewerbliche Verfahren. Däne-
mark etwa hat bereits 2008 seinen großen öffentlichen IT-Dienstleister verkauft 
und eine IT-Projektgesellschaft gegründet, die für die Kommunen IT-Projekte 
ausschreibt und sicherstellt, dass diese im Wettbewerb entwickelt werden.
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Die starke Dominanz öffentlicher IT-Dienstleister und der damit verbundene 
Mangel an Wettbewerb bleibt ein zentrales Hindernis für die Verwaltungs-
digitalisierung in Deutschland. Die Bevorzugung öffentlicher IT-Dienstleister 
führt dazu, dass private Unternehmen systematisch vom Markt ferngehalten 
werden. Dies verhindert die Entstehung eines echten Wettbewerbs, der Inno-
vation und Effizienz fördert. Private IT-Dienstleister könnten durch ihre Flexi-
bilität, Innovationskraft und Markterfahrung wesentlich zur Verbesserung der 
Verwaltungsdigitalisierung beitragen. Ein stärkerer Wettbewerb würde den öf-
fentlichen Verwaltungen nicht nur mehr Auswahl und Innovationspotenzial 
bieten, sondern auch die Kosten für digitale Lösungen senken. Wettbewerbs-
druck zwingt Anbieter dazu, effizient zu arbeiten und kostengünstige, qualita-
tiv hochwertige Lösungen anzubieten. Private Unternehmen sind zudem häu-
fig in der Lage, schneller auf neue Anforderungen zu reagieren und innovative 
Lösungen zu entwickeln, die den sich wandelnden Bedürfnissen der Verwal-
tung und Bürger gerecht werden.

Die Öffnung des Marktes für private IT-Dienstleister könnte die Verwal-
tungsdigitalisierung somit erheblich beschleunigen, indem sie neue Impulse 
für Innovation und Effizienz schafft. Erfahrungen aus anderen europäischen 
Ländern zeigen, dass Wettbewerb zu besseren, kostengünstigeren und flexib-
leren Lösungen führen kann. Deutschland sollte daher seine Digitalisierungs-
strategie überdenken und den Wettbewerb stärker fördern, um die Digitali-
sierung der Verwaltung zu einem Erfolg zu machen.
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1	 Einleitung

1.  Die Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung in Deutschland kommt seit 
Jahren kaum von der Stelle. Während ein Großteil privater Transaktionen, so-
wohl zwischen Haushalten und Unternehmen als auch zwischen Unterneh-
men untereinander, mittlerweile digitalisiert wurde, erinnern viele Interaktionen 
zwischen privatem Sektor und öffentlicher Verwaltung an vordigitale Zeiten. 
Haushalte und Unternehmen sind noch immer mit zahlreichen nicht digitali-
sierten Hürden konfrontiert, wenn sie beispielsweise einen Bauantrag stellen, 
eine Unternehmensgründung anzeigen oder einen neuen Wohnsitz anmelden. 
So überrascht nicht, dass der private Sektor zunehmend über wachsende Bü-
rokratielasten im Austausch mit der öffentlichen Verwaltung klagt.1  

2.  Grundsätzlich lassen sich bürokratische Prozesse durch den Einsatz di-
gitaler Instrumente erheblich vereinfachen. Papiererfordernisse entfallen, 
Dienstleistungen können ohne Behördengänge online von zuhause in An-
spruch genommen werden, Anträge lassen sich automatisiert erstellen und 
bearbeiten, Informationen können gespeichert werden und stehen für weite-
re Verwaltungsvorgänge anderer Behörden zur Verfügung – so zumindest die 
Theorie. Wenn der Umgang mit der öffentlichen Verwaltung zunehmend als 
bürokratische Last empfunden wird, so dürfte das nicht zuletzt dadurch be-
günstigt werden, dass der private Sektor vergleichbare bürokratische Prozes-
se längst digitalisiert hat.2 

1	 In einer Umfrage des Instituts für Demoskopie Allensbach aus dem Jahr 2022 geben zwei Drittel der befragten 
Unternehmen an, dass der Erfüllungsaufwand für die Regulierung seit dem Jahr 2015 erheblich gestiegen sei (vgl. 
de Sombre 2022). Zu einem ähnlichen Ergebnis kommt eine Umfrage des Instituts für Mittelstandsforschung Bonn 
aus dem Jahr 2023 (vgl. Michael Holz et al. 2023). Darin geben mehr als 90 Prozent der befragten Unternehmen für 
die vergangenen fünf Jahre eine steigende Bürokratiebelastung an.

2	 Tatsächlich scheinen die wahrgenommenen Bürokratielasten stärker gestiegen zu sein als die faktischen. Das 
legt jedenfalls der Bürokratiekostenindex nahe, den das Statistische Bundesamt veröffentlicht (vgl. Statistisches 
Bundesamt 2024). Dieser misst die Kosten, die Unternehmen dadurch entstehen, dass sie aufgrund von Gesetz, 
Rechtsverordnung, Satzung oder Verwaltung dazu verpflichtet sind, Daten und sonstige Informationen für Behörden 
oder Dritte zu beschaffen, verfügbar zu halten oder zu übermitteln. Zwischen 2012 und 2023 ist der Index von 100 
auf 95 Punkte gefallen, im Jahr 2024 aber wieder auf 97 Punkte gestiegen. Allerdings misst der Index nur Kosten 
aus der Befolgung von Bundesrecht. Kosten aus der Befolgung von europäischem Recht, soweit es direkt gilt, 
sowie Landes- und Kommunalrecht werden nicht berücksichtigt. Indessen finden auch Falck et al. (2024) keinen 
Anstieg des Bürokratieaufwands für Deutschland in den Jahren zwischen 2006 und 2022. Zudem liegt Deutschland 
hinsichtlich des Bürokratieaufwands, wenn auch nur knapp, unter dem OECD-Durchschnitt.
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3.  In der Politik ist das Digitalisierungsdefizit der öffentlichen Verwaltung seit 
vielen Jahren bekannt. Gesetzgeberische Maßnahmen zur Verwaltungsdigita-
lisierung blieben gleichwohl lange ohne durchschlagenden Erfolg. Bereits im 
Jahr 2009 wurde die Verwaltungsdigitalisierung als eine Gemeinschaftsaufga-
be von Bund und Ländern grundgesetzlich verankert. Die darauf aufbauen-
den Gesetze und Vereinbarungen lösten aber zunächst keinen nachhaltigen 
Schub in der Verwaltungsdigitalisierung aus. Noch im Jahr 2016 sprach die 
Expertenkommission Forschung und Innovation (EFI) in einer Pressemittei-
lung von einer „digitalen Service-Wüste in deutschen Amtsstuben“ (EFI 2016). 
Mit dem im Jahr 2017 beschlossenen Onlinezugangsgesetz sollte die öffent-
liche Verwaltung verpflichtet werden, innerhalb von fünf Jahren wesentliche 
Digitalisierungsdefizite zu beseitigen. Indessen hat das Onlinezugangsgesetz 
nicht zu einer spürbaren Verbesserung der Verwaltungsdigitalisierung geführt. 
Begründet wurde die Notwendigkeit eines solchen Gesetzes seinerzeit u.a. 
mit der Beobachtung, dass sich Deutschland bei der Verwaltungsdigitalisie-
rung auf Platz 18 der damals 28 Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU) 
befand (Deutscher Bundestag 2017). Trotz Onlinezugangsgesetz hat sich die 
Situation seither nicht zum Besseren gewandelt. Wie Abbildung 1 zeigt, be-
legte Deutschland zuletzt den 23. Platz von 27 Ländern.

Abbildung 1: Verwaltungsdigitalisierung in der Europäischen Union im 
Zweijahresdurchschnitt 2022/23

Quelle: Europäische Kommission (2024), eigene Darstellung.
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4.  Zwar wird die schleppende Digitalisierung der Verwaltung in Deutschland 
seit Jahren moniert. Inzwischen gewinnt die Kritik am Digitalisierungsdefizit 
aber erheblich an Schärfe. So hat der Normenkontrollrat im Jahr 2023 in ei-
nem Positionspapier eine deutlich ambitioniertere Digitalisierungsstrategie 
des Staates gefordert. Eine unzureichende Verwaltungsdigitalisierung führe 
„zu fortschreitendem Vertrauensverlust in den Modernisierungswillen und die 
Handlungsfähigkeit von Verwaltung und Politik.“ Es drohe „die zunehmen-
de Überforderung der Verwaltung bei der Erbringung von weiterhin analogen 
und unzureichend automatisierten Verwaltungsleistungen“ (Normenkontroll-
rat 2023, S. 2). In seinem Jahresbericht von 2023 resümiert der Normenkon-
trollrat: „In den fünf Jahren der Umsetzung [des OZG] ist es nicht gelungen, … 
durch nutzerfreundliche Angebote den Eindruck der Rückständigkeit der Ver-
waltung in der Bevölkerung zu widerlegen“ (Normenkontrollrat 2023a, S. 45). 
An anderer Stelle spricht der Normenkontrollrat von einem „Kipppunkt“, der 
der deutschen Verwaltung bevorstehe, wenn sich nicht grundsätzlich etwas 
ändere (Normenkontrollrat 2023a, S. 45). Auch der Bundesrechnungshof hat 
sich zuletzt wiederholt kritisch mit ausbleibenden Fortschritten in der Verwal-
tungsdigitalisierung befasst (Bundesrechnungshof 2023 und 2023a).

5.  Als ein wesentliches Hemmnis für die Verwaltungsdigitalisierung haben vie-
le Beobachter die komplexen Politik- und Verwaltungsverflechtungen im deut-
schen Bundesstaat benannt (etwa Bogumil und Gräfe 2024). Regelungskom-
petenz und Verwaltungskompetenz sind in Deutschland föderal organisiert. 
Allerdings gehen die föderale Verteilung von Regelungs- und Verwaltungs-
kompetenz nicht Hand in Hand, sondern fallen in weiten Teilen auseinander. 
Die Digitalisierung als Querschnittsaufgabe ist dabei praktisch von der ge-
samten Vielfalt der föderalen Aufgabenverteilung hinsichtlich Regelungskom-
petenz und Verwaltungsvollzug betroffen. Bund, Länder und Gemeinden ha-
ben sich in der Vergangenheit ohne ausreichende Abstimmung untereinander 
mit der Digitalisierung ihrer Verwaltungen befasst. Es wurde zu wenig berück-
sichtigt, dass die föderalen Verwaltungsverflechtungen ein stärker koordinier-
tes oder sogar zentralisiertes Vorgehen verlangen. Als Vorbild wird hier häufig 
Estland genannt, das als Zentralstaat ein zentrales digitales Verwaltungspor-
tal eingerichtet hat, auf dem private Haushalte und Unternehmen einen gro-
ßen Teil öffentlicher Leistungen digital beantragen und in Anspruch nehmen 
können. Wie Abbildung 1 zeigt, weist Estland nach Malta in der Tat den höch-
sten Grad der Verwaltungsdigitalisierung in der EU auf.
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6.  Als Schwierigkeit für ein koordiniertes Vorgehen in der Verwaltungsdigita-
lisierung wird dabei von Vertretern der Verwaltung darauf verwiesen, dass im 
deutschen Föderalismus die Gebietskörperschaften nicht nur über hohe Au-
tonomie verfügen, sondern sich auf den dezentralen staatlichen Ebenen zum 
Teil auch deutlich unterschiedliche Verwaltungsabläufe entwickelt haben. So 
ist der deutsche Staat nicht nur insgesamt dezentral organisiert, die Länder 
unterscheiden sich zudem in ihrem jeweiligen Dezentralisierungsgrad. In eini-
gen Bundesländern, wie Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen, neh-
men Kommunen ihre Aufgaben nach dem monistischen Modell wahr, in ande-
ren Bundesländern, wie Bayern und Niedersachsen, nach dem dualistischen 
Modell. Im monistischen Modell verfügen die Kommunen über mehr Autono-
mie, im dualistischen Modell hat das jeweilige Land umfassendere Weisungs-
rechte gegenüber den Kommunen. Indessen unterscheiden sich die Länder 
nicht nur im Hinblick auf die Autonomie der Kommunen. Verschiedene Ver-
waltungsleistungen werden in einigen Ländern auf Landesebene und in ande-
ren Ländern auf kommunaler Ebene erbracht. Zudem haben sich zum Teil un-
terschiedliche Begriffe für gleiche Verwaltungsleistungen entwickelt und die 
Voraussetzungen für Verwaltungsleistungen, also beispielsweise notwendige 
Nachweise, variieren von Land zu Land.

7.  Die komplexen Verwaltungsstrukturen bedeuten, dass in Bund, Ländern 
und Gemeinden eine Vielzahl von Akteuren bei der Verwaltungsdigitalisierung 
zum Teil unabhängig voneinander handeln und zum Teil interagieren. Abstim-
mungsprobleme, ungeklärte Zuständigkeitsfragen und fehlende einheitliche 
Standards sind daher erwartbar, wenn es an zentralen Vorgaben mangelt. Al-
lerdings ist der vermutete Zusammenhang zwischen Verwaltungsdigitalisie-
rung und dezentralem Staatsaufbau nicht so eindeutig, wie es die meist an-
ekdotischen Berichte über unzureichende Fortschritte in der Digitalisierung 
vermuten lassen. Abbildung 2 setzt die in Abbildung 1 dargestellten Grade der 
Verwaltungsdigitalisierung zum Regional Authority Index (RAI) der jeweiligen 
Länder ins Verhältnis. Der RAI misst, in welchem Umfang der Staatsaufbau ei-
nes Landes dezentral organisiert ist (Hooghe et al. 2016). Deutschland hinkt 
nicht nur bei der Verwaltungsdigitalisierung hinterher, sondern weist auch den 
höchsten Dezentralisierungsgrad auf. Gleichwohl legt Abbildung 2 keinen, je-
denfalls keinen offensichtlichen Zusammenhang zwischen Verwaltungsdigita-
lisierung und Dezentralisierung nahe.
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8.  Per se scheint ein dezentraler Staatsaufbau kein Hindernis für eine erfolg-
reiche Digitalisierungsstrategie zu sein. Worauf es bei der Verwaltungsdigi-
talisierung in einem föderalen Staat vielmehr ankommt, ist ein koordiniertes 
Vorgehen der beteiligten staatlichen Ebenen. Zunächst ist es wichtig, dass 
einheitliche Standards bei der Entwicklung von digitalen Leistungen im Hin-
blick auf Schnittstellen zwischen digitalen Systemen sowie auf Protokollen, 
mit denen die Systeme kommunizieren, eingehalten werden. Wo digitale An-
wendungen gemeinsam genutzt werden, müssen sie hinreichend flexibel aus-
gestaltet sein, sodass Nutzer diese Anwendungen an die unterschiedlichen 
Verwaltungsanforderungen vor Ort anpassen können. Wie das zweite Kapitel 
zeigt, hat es lange an einer wirksamen Koordination von Bund und Ländern 
gemangelt. Mit der Novellierung des Online-Zugangsgesetzes und neuen Re-
geln der gemeinsamen Nutzung von digitalen Anwendungen durch Länder 
und Kommunen sind die Rahmenbedingungen für die weitere Verwaltungsdi-
gitalisierung jedoch in jüngster Zeit erheblich verbessert worden.

Abbildung 2: Verwaltungsdigitalisierung und Dezentralisierung

Quelle: Europäische Kommission (2024), Hooghe et al. (2016), eigene Berechnung und Darstellung.
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9.  Neben komplexen Verwaltungsverflechtungen im Bundestaat werden gele-
gentlich Verwaltungstraditionen als Hemmnis für eine erfolgreiche Digitalisie-
rung des öffentlichen Sektors genannt (Deckert 2019). Prozesse in der deut-
schen Verwaltung basieren traditionell auf regelgebundener Inputsteuerung. 
Verwaltungserfolg bemisst sich danach an der Rechtmäßigkeit der Verwal-
tungsvorgänge und einer ordnungsgemäßen Verwendung der zur Verfügung 
gestellten Mittel. Zwar wurden in der Vergangenheit in Deutschland wie in an-
deren Ländern Versuche unternommen, zu einer leistungsorientierten Output-
steuerung überzugehen (Pollitt und Bouckaert 2017), die Verwaltungserfolg 
stärker an Ergebnissen als an einer bloßen Einhaltung von Regeln bemisst. 
Mehr als in anderen Ländern ist es der deutschen Verwaltung aber gelun-
gen, Konzepte des New Public Management abzuwehren. Veränderungen wie 
die Digitalisierung bisher analoger Dienstleistungen bedeuten, dass bewähr-
te Mechanismen aufgegeben werden müssen und zumindest für eine Über-
gangszeit Unsicherheit darüber besteht, in welchem Umfang neue Prozes-
se rechtssicher sind. Weil gegen Verwaltungsakte grundsätzlich Rechtsmittel 
eingelegt werden können, liegt es nahe, dass Verwaltungen dazu neigen, auf 
formale Prozesse zu vertrauen, die sich bewährt haben. So kann beispiels-
weise die Einführung elektronischer Anträge auf Widerstand in den Behörden 
stoßen, weil unklar ist, in welchem Umfang digitale Signaturen rechtlich be-
lastbar sind. Verwaltungsmitarbeiter müssen zudem befürchten, bei Fehlern 
haftbar gemacht zu werden, sodass eine gewisse Risikoscheu die Einführung 
digitaler Technologien und Arbeitsweisen behindert.

10.  Die Bemühungen zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für die Ver-
waltungsdigitalisierung haben bislang vor allem Koordinationsprobleme zwi-
schen den beteiligten staatlichen Ebenen adressiert. Dass diese Probleme 
angegangen wurden, war richtig und notwendig, wenngleich sich viele Be-
obachter eine schnellere Koordination gewünscht hätten. Weitgehend aus-
geblendet wurde bisher jedoch die Frage, wer die IT-Lösungen für die Ver-
waltungsdigitalisierung bereitstellt. In Deutschland beziehen öffentliche 
Verwaltungen digitale Leistungen vor allem bei öffentlichen IT-Dienstleistern, 
zu denen sie in einem Inhouse-Verhältnis stehen. Einen großen Teil digitaler 
Verwaltungsleistungen erwirbt der Staat mit anderen Worten nicht auf dem 
Markt, vielmehr produziert er ihn selbst.

11.  Im dritten Kapitel wird die Rolle der öffentlichen IT-Dienstleister in der Ver-
waltungsdigitalisierung beleuchtet. Ein zentrales Problem der Bereitstellung 
von digitalen Leistungen für die öffentliche Verwaltung besteht darin, dass 
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Einleitung

diese Leistungen zu einem erheblichen Teil außerhalb des marktlichen Wett-
bewerbs entstehen. Dadurch fehlen Anreize zur Kostenminimierung und Qua-
litätsverbesserung, die ein marktlicher Wettbewerb auslösen würde. Um die 
Rahmenbedingungen der Verwaltungsdigitalisierung weiter zu verbessern, 
sollte die Politik deshalb den Prozess der Bereitstellung digitaler Leistungen 
in den Blick nehmen. Die Versorgung der Verwaltung mit digitalen Leistungen 
sollte deutlich stärker für private Wettbewerber geöffnet werden als bisher.
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2	 Entwicklung und Stand der Verwaltungsdigitalisierung

12.  Im deutschen Bundesstaat ist nicht nur die Regelungskompetenz, son-
dern auch die Verwaltungskompetenz föderal organisiert. Im Wesentlichen ist 
die Verwaltung Sache der Länder. Nur für wenige staatliche Aufgaben besteht 
eine Bundesverwaltung. Die meisten Bundesgesetze werden von den Län-
dern entweder im Bundesauftrag oder als eigene Angelegenheiten vollzogen. 
Mittlerweile macht die Bundesauftragsverwaltung nur einen kleinen Teil der 
öffentlichen Verwaltung aus. Die meisten Bundesgesetze vollziehen die Län-
der in eigener Angelegenheit. Dabei bestimmen sie das Verwaltungsverfahren 
selbst. Daneben vollziehen sie Landesgesetze in eigener Verwaltung. Zur Lan-
desverwaltung gehören die Gemeinden und Gemeindeverbände, die jedoch 
ebenfalls keine reinen Vollzugsorgane sind, sondern über umfassende Selbst-
verwaltungsrechte im Hinblick auf ihre Organisation und die Wahrnehmung 
kommunaler Aufgaben verfügen.

13.  Die dezentrale Verwaltungsorganisation beinhaltete in der Vergangenheit, 
dass Bund, Länder und Kommunen in der Digitalisierung ihrer Verwaltungen 
mehr oder weniger autonom agierten. Ob und in welchem Umfang sie inter-
ne Prozesse IT-gestützt durchführten und welche digitalen Angebote sie ih-
ren Bürgern machten, blieb ihnen weitgehend selbst überlassen. Die Verwal-
tungsdigitalisierung war deshalb in der Vergangenheit durch drei Merkmale 
gekennzeichnet: mangelnde Bereitstellung digitaler Leistungen, digitale Dop-
pellösungen sowie wechselseitig inkompatible Insellösungen. Im Jahr 2009 
empfahl die gemeinsame Kommission von Bundestag und Bundesrat zur Mo-
dernisierung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen, dass Bund und Länder in 
der Digitalisierung der Verwaltung stärker zusammenwirken. Daraufhin hat der 
verfassungsändernde Gesetzgeber Art. 91c GG in das Grundgesetz eingefügt 
und damit eine Grundlage dafür geschaffen, dass Bund und Länder Planung, 
Errichtung und Betrieb informationstechnischer Systeme als Gemeinschafts-
aufgabe wahrnehmen.

14.  Die Definition der Gemeinschaftsaufgabe IT-Systeme hat in der Folge 
zu einer Reihe von Gesetzen und Vereinbarungen zwischen Bund und Län-
dern sowie zwischen den Ländern geführt. Im Jahr 2010 einigten sich Bund 
und Länder darauf, einen gemeinsamen IT-Planungsrat einzurichten, dessen 
Aufgabe darin besteht, die föderale IT-Zusammenarbeit zu koordinieren. Die 
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Einrichtung des Planungsrates änderte freilich zunächst wenig an der weitge-
hend dezentralen Verwaltungsdigitalisierung. Weder verfügte der Planungsrat 
über ausreichende Kompetenzen noch entsprechende materielle und perso-
nelle Ressourcen, um substantiell auf eine verbindliche gemeinsame Digitali-
sierungsstrategie von Bund, Ländern und Gemeinden hinzuwirken.

15.  Um der Verwaltungsdigitalisierung mehr Schub zu verleihen, erließ der 
Bundesgesetzgeber im Jahr 2017 das Onlinezugangsgesetz (OZG). Es ver-
pflichtete Bund, Länder und Gemeinden, bis spätestens Ende 2022 Verwal-
tungsdienstleistungen digital über Verwaltungsportale anzubieten und zu ei-
nem Portalverbund zu verknüpfen. Im Portalverbund sollten Nutzerkonten 
bereitgestellt werden, über die sich Bürger einheitlich identifizieren können. Die 
im OZG definierten Aufgaben wurden zerlegt in ein Digitalisierungsprogramm 
„Bund“ und ein Digitalisierungsprogramm „Föderal“. Im erstgenannten Pro-
gramm werden Verwaltungsleistungen digitalisiert, für die der Bund die Rege-
lungs- und Vollzugskompetenz hat, in letzterem Verwaltungsleistungen, für die 
der Bund oder die Länder die Regelungskompetenz haben und die Länder oder 
Kommunen die Vollzugskompetenz. Die Länder einigten sich für ihr Digitalisie-
rungsprogramm auf ein „Einer für Alle“- oder kurz EfA-Prinzip. Gemäß diesem 
Prinzip wird eine digitale Verwaltungsleistung von einem Land entwickelt und 
anderen Ländern sowie deren Kommunen zur Nachnutzung angeboten. Damit 
sollen unterschiedliche oder digitale Doppellösungen verhindert werden.

16.  Um die Koordinierungsfunktion des IT-Planungsrates zu stärken, wurde 
zudem beschlossen, die Föderale IT-Kooperation (FITKO) einzurichten. Die 
FITKO ist eine Organisation mit rund 40 Beschäftigten, die im Auftrag des IT-
Planungsrates handelt und Maßnahmen zur Verwaltungsdigitalisierung auf al-
len föderalen Ebenen koordiniert, berät und unterstützt.

17.  Indessen vollzog sich die Verwaltungskoordinierung nach Verabschiedung 
des OZG und der Einrichtung der FITKO zunächst weiterhin schleppend. Im 
Juni 2018 beschlossen Bund und Länder, die rund 6.200 digitalisierbaren Ver-
waltungsleistungen in 575 sogenannten OZG-Leistungsbündeln (kurz OZG-
Leistungen) zusammenzufassen. Ein vom Bundesministerium des Inneren on-
line zur Verfügung gestelltes Dashboard soll Echtzeitinformationen darüber 
liefern, in welchem Umfang Verwaltungsleistungen digital verfügbar sind. Von 
den 575 OZG-Leistungen sind dem Dashboard zufolge zwischen 196 (Saar-
land) und 276 (Bayern) online verfügbar (abgerufen am 14.1.2025). Darunter 
sind jeweils 166 bundesweit zur Verfügung gestellte OZG-Leistungen. 
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18.  Zwar legen bereits diese Zahlen eine Verfehlung des im OZG genannten 
Ziels nahe. Der Bundesrechnungshof (2023) weist aber außerdem darauf hin, 
dass das Dashboard den tatsächlichen Stand der Digitalisierung der Verwal-
tung erheblich beschönigt. Bund und Länder bewerten eine Verwaltungsleis
tung schon dann als online verfügbar, wenn sie in wenigstens einer Kommune 
angeboten wird. Dabei unterscheidet sich der Umfang der Online-Verfügbar-
keit, wie das sogenannte Reifegradmodell in Abbildung 3 zeigt.

Entwicklung und Stand der Verwaltungsdigitalisierung

Abbildung 3: Reifegradmodell digitaler Verwaltungsleistungen

Quelle: Bundesrechnungshof (2023).
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19.  Bis Ende 2022 stellte der Bund laut Bundesrechnungshof zehn Prozent 
seiner digitalisierbaren Verwaltungsleistungen OZG-konform zur Verfügung, 
Länder und Kommunen vier Prozent. Abbildung 4 zeigt, in welchem Umfang 
digitalisierbare Verwaltungsleistungen Ende 2022 online bzw. OZG-konform 
bereitgestellt wurden. Angesichts der noch immer zögerlichen Entwicklung 
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der Digitalisierung des öffentlichen Sektors beschloss der IT-Planungsrat im 
Mai 2022, 35 der zum Programm „Föderal“ gehörenden OZG-Leistungen 
priorisiert bis Ende 2022 umzusetzen. Auch dieser sogenannte OZG-Booster 
konnte bis Ende 2022 nicht realisiert werden.

20.  In einem weiteren Gutachten hat sich der Bundesrechnungshof mit den 
bisherigen Ergebnissen der Digitalisierung nach dem EfA-Prinzip befasst 
(Bundesrechnungshof 2023a). Insgesamt sollten 257 OZG-Leistungsbündel 
mit 3.260 Verwaltungsleistungen nach dem EfA-Prinzip entwickelt werden. Im 
Juni 2023 waren 36 Prozent der EfA-Leistungen in keinem Land und in keiner 
Kommune online verfügbar. Nur drei Prozent der entwickelten EfA-Leistungen 
wurden in dem Sinne flächendeckend nachgenutzt, dass sie für mindestens 
50 Prozent der Bevölkerung oder in 50 Prozent der Kommunen in mindestens 
neun Ländern online verfügbar waren.

Quelle: Bundesrechnungshof (2023).
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Abbildung 4: Bereitstellung digitalisierbarer Verwaltungsleistungen, Stand Ende 2022

21.  Der Bundesrechnungshof sieht zum einen rechtliche Hindernisse in der 
Nachnutzung, weil oft unklar sei, unter welchen Bedingungen eine Nach-
nutzung erfolgen kann, zum anderen aber auch technische Probleme der 
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Nachnutzung. Rechtliche Hindernisse betreffen insbesondere die Frage, in-
wieweit eine Nachnutzung vergaberechtskonform ist. Technische Probleme 
entstehen, wenn eine digitale Verwaltungsleistung nicht parametrisierbar ist. 
Als Beispiel nennt der Bundesrechnungshof die Beantragung eines Anwoh-
nerparkausweises. Wenn dazu in einem Land die Abfrage der Umweltplaket-
te erforderlich ist, in einem anderen Land aber nicht, so kann eine digitale Lö-
sung, die eine solche Abfrage nicht enthält, sprich nicht parametrisiert ist, 
nicht ohne weiteres nachgenutzt werden.

22.  Inzwischen haben Bund und Länder weitere Veränderungen an den Rah-
menbedingungen ihrer Digitalisierungsstrategie vorgenommen. Der IT-Pla-
nungsrat hat im Oktober 2023 entschieden, dass durch ein neues Finanzie-
rungsmodell Anreize zur Nachnutzung von EfA-Leistungen gestärkt werden 
sollen. Ab Januar 2024 tragen nachnutzende Länder nur noch 50 Prozent der 
Nachnutzungskosten, weitere 25 Prozent tragen alle Länder gemeinsam nach 
dem Königsteiner Schlüssel. Die verbleibenden 25 Prozent trägt der Bund. 
Ferner hat der IT-Planungsrat im Juni 2024 beschlossen, dass eine standardi-
sierte Vorgehensweise bei der Parametrisierung von EfA-Leistungen ab Janu-
ar 2026 verbindlich eingehalten werden soll.

23.  Schließlich ist im Juli 2024 das OZG-Änderungsgesetz in Kraft getreten. 
Zentraler Bestandteil des Änderungsgesetzes ist, dass dem Bund in der Be-
reitstellung und Steuerung der Digitalisierung mehr Kompetenzen zukommen. 
Der Bund verpflichtet sich, ein Zentralregister für digitale Bürgerkonten be-
reitzustellen, über die jeder Bürger seine gesamte Kommunikation mit der 
Verwaltung vom Antrag bis zum Bescheid erledigen kann. Dabei soll ein so 
genanntes Once-Only-Prinzip gelten, was bedeutet, dass in den Bürgerkon-
ten hinterlegte Nachweise, zum Beispiel Geburtsurkunden, für weitere Ver-
waltungsleistungen im Einverständnis mit den Bürgern von den Behörden 
abgerufen werden können. Auch für Unternehmen soll ein digitales Organi-
sationskonto für Verwaltungsleistungen eingerichtet werden. Ziel ist eine En-
de-zu-Ende Digitalisierung, sodass der gesamte Prozess einer Verwaltungs-
leistung (zunächst auf Bundesebene) medienbruchfrei digital erfolgen kann. 
Zur Durchsetzung der Digitalisierungsstrategie wird der Bund ermächtigt, ver-
bindliche Standards und einheitliche Schnittstellen vorzugeben.

24.  Begleitend zur Novellierung des OZG hat der Bund ein Eckpunktepapier 
verabschiedet, in dem u.a. 15 Verwaltungsleistungen zu Fokusleistungen im 
Digitalisierungsprogramm „Föderal“, d.h. in den Ländern, bestimmt werden, 
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die der Bund gemeinsam mit den Ländern besonders vorantreiben will. Da-
bei handelt es sich um Verwaltungsleistungen, die von privaten Haushalten 
und Unternehmen besonders häufig nachgefragt werden. Abbildung 5 listet 
diese 15 Fokusleistungen sowie darin enthaltene Teilleistungen auf und liefert 
Informationen darüber, welches Land die jeweilige Leistung nach dem EfA-
Prinzip entwickelt hat und welche Länder Nachnutzungsverträge für diese 
Leistung geschlossen haben (Stand: 29.10.2024). Die Informationen verdeut-
lichen, dass die Verwaltungsdigitalisierung in den Ländern bislang nur unvoll-
ständig dem EfA-Prinzip folgt. Nur für die Teilleistung „Vermittlungsdienst im 
Kontext Datenservice öffentlicher Einkauf“ der Fokusleistung „Öffentliche Ver-
gabe“ haben alle weiteren Länder mit dem betreibenden Land einen Nach-
nutzungsvertrag geschlossen. Für alle weiteren Fokusleistungen verwendet 
mindestens ein Land eine eigene Lösung. Für die Verwaltungsleistung „Kfz-
An- und Ummeldung“ haben nur drei Länder mit dem betreibenden Land eine 
Nachnutzung vereinbart, sieben Länder verwenden eigene Lösungen.

25.  Neben einer unvollständigen Nachnutzung offenbart eine Betrachtung 
der Fokusleistungen insbesondere große Defizite in der flächendeckenden 
Umsetzung der Digitalisierung. Abbildung 6 zeigt das sogenannte Rollout von 
nach dem EfA-Prinzip digitalisierten Fokusleistungen (Stand 29.10.2024). So 
liegen von den insgesamt 373 Vollzugsbehörden, welche die Verwaltungs-
leistung „Anlagegenehmigung und -zulassung“ anbieten, zwar 325 in einem 
Land, das eine Anwendung nach dem EfA-Prinzip entwickelt oder eine Nach-
nutzung vereinbart hat. Aber bislang wird diese Verwaltungsleistung nur von 
drei Behörden tatsächlich digital angeboten. Immerhin deuten die Prognosen 
für das vierte Quartal des Jahres 2024 darauf hin, dass für alle Fokusleistun-
gen ein deutlicher Anstieg in der Anzahl der Behörden erwartet wird, die die-
se Leistungen nach dem EfA-Prinzip digitalisieren werden.

26.  Insgesamt muss die Zukunft zeigen, inwieweit die neuerlichen Änderun-
gen in den Rahmenbedingungen jenen Digitalisierungsschub auslösen wer-
den, der bislang vermisst wurde. Zumindest adressieren sie drei wesentliche 
Probleme der bisherigen Verwaltungsdigitalisierung. Ein zentraler Vorteil digi-
taler Verwaltungsleistungen besteht darin, dass sie sich zu vergleichsweise 
geringen Kosten skalieren lassen. Dieser Vorteil wird aber nur dann realisiert, 
wenn digitale Lösungen flächendeckend nutzbar sind. Durch die Änderun-
gen in der Umsetzung des EfA-Prinzips wird diesem Umstand stärker als in 
der Vergangenheit Rechnung getragen. Die verbindliche Parametrisierung 
von EfA-Leistungen ebenso wie der stärkere finanzielle Anreiz, entwickelte 
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Abbildung 5: Fokusleistungen

Quelle: Bundesministerium des Innern und für Heimat (2024).

*    Fokusleistung mit 30 Online-Diensten, hier Angaben zum Dienst "Gewerbeanmeldung"
**   Hier "Vermittlungsdienst im Kontext des Datenservice Öffentlicher Einkauf"
***  geschlossene Verträge + eigene Lösung

Anlagengenehmigung und -zulassung (SH)
Bauvorbescheid und Baugenehmigung (MV)
Bürgergeld (HE)
Eheschließung (HE)
Einbürgerung (NW)
Elterngeld (BMFSFJ/HB)
Führerschein (HE)
Handwerksgründung (HB)
Kfz-An- und Ummeldung (BW)
Öffentliche Vergabe** (HB)
Personalausweis (HH/BMI)
Ummeldung (HH)
Unterhaltsvorschuss (HB)
Unternehmensanmeldung u. -genehmigung* (NW)
Wohngeld (SH)

Fokusleistung

Σ geschlossene Verträge + eigene Lösung

12
15
12
12
14
16
15
12
12
16
6

14
15
14
15

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH Σ*** 

10 11 13 13 13 13 10 13 15 13 12 14 14 12 13 11 200

NN-V geschlossen

NN-V geplant

Nachnutzung in Klärung

Eigene Lösung (konkret in Umsetzung)

Keine Lösung/Eigene Lösung (lediglich in Planung)

Umsetzendes/Betreibendes Land (in Klammern)

nicht verfügbar

Änderung

EfA-Leistungen tatsächlich nach zu nutzen, können dazu beitragen, dass 
Landes- und Kommunalverwaltungen in Zukunft stärker einheitliche Software 
entwickeln und nutzen. Dass der Bund verbindliche Standards und Schnitt-
stellen vorgibt, sollte dazu führen, dass dezentral entwickelte Systeme in Zu-
kunft wechselseitig kompatibel sind sowie Daten besser von verschiedenen 
Verwaltungseinheiten genutzt und untereinander ausgetauscht werden kön-
nen. Schließlich wird mit dem Ziel eines einheitlichen Zentralregisters für Bür-
ger und Unternehmen sowie der Ende-zu-Ende-Digitalisierung der Verwal-
tungsdigitalisierung eine eindeutige Richtung vorgegeben, an der sich die 
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künftigen Digitalisierungsmaßnahmen von Bund und Ländern orientieren kön-
nen und an denen sie sich messen lassen müssen.

27.  Die bisherigen Schwierigkeiten in der Verwaltungsdigitalisierung dürften 
bis zu einem gewissen Grad Probleme widerspiegeln, die entstehen, wenn 
sich voneinander unabhängige staatliche Akteure auf eine gemeinsame Stra-
tegie verständigen sollen. Föderale Entscheidungsprozesse sind im Allgemei-
nen sehr aufwendig. Das gilt schon für in ihren jeweiligen Aufgabenbereichen 
abgrenzbare staatliche Tätigkeitsfelder wie Bildung, Gesundheitsversorgung 
oder öffentliche Medien. Die Verwaltungsdigitalisierung dagegen ist eine 
Querschnittsaufgabe, die praktisch alle staatlichen Aufgabenbereiche erfasst 

Quelle: Bundesministerium des Innern und für Heimat (2024).

*    Fokusleistung mit 30 Online-Diensten, hier Dienst "Gewerbeanmeldung"
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Anmerkung: Zahlenbasis weiterhin unvollständig; Daten geben nur den Stand 
bei vorhandenen Zahlen wieder; Steigerung der Zahlenqualität zu erwarten

Änderung zum Vormonat

Abbildung 6: Rollout von nach dem Efa-Prinzip digitalisierten Fokusleistungen
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und durchdringt. Daher ist es zwar beklagenswert, aber im Grund nicht über-
raschend, dass die Verwaltungsdigitalisierung von Beginn an mit erheblichen 
Umsetzungsschwierigkeiten zu kämpfen hatte.

28.  Die beständigen Anpassungen in der öffentlichen Digitalisierungsstrate-
gie lassen sich insofern als ein Lernprozess in einem hochkomplexen Ent-
scheidungssystem auffassen. Zunächst haben Bund, Länder und Gemeinden 
weitgehend unabhängig voneinander und ohne großen Elan vor sich hin digi-
talisiert. Dann wurde die Verwaltungsdigitalisierung als eine Gemeinschafts-
aufgabe erkannt, aber der Tatsache nicht ausreichend Rechnung getragen, 
dass die Potenziale der Digitalisierung nur ausgeschöpft werden, wenn di-
gitale Prozesse hochskaliert werden, was eine möglichst flächendecken-
de Verwendung digitaler Anwendungen verlangt, die wiederum einheitliche 
Standards und Schnittstellen sowie, aufgrund der föderalen Unterschiede, 
einfache Anpassungen voraussetzt. Schließlich wurden die Weichen gestellt 
für eine Hochskalierung. Dass dieser Lernprozess seit Jahren von Klagen und 
Unverständnis darüber begleitet wird, dass die Verwaltungsdigitalisierung 
nicht von der Stelle zu kommen scheint, überrascht nicht, denn der private 
Sektor hat sich in der Zwischenzeit deutlich schneller digitalisiert. So erleben 
die meisten Bürger und Unternehmen ein erstaunliches Nebeneinander von 
fortschreitender privater Digitalisierung und einer öffentlichen Verwaltung, die 
mit ihren Papiererfordernissen, aufwendigen Behördengängen und Medien-
brüchen wie aus der Zeit gefallen erscheint.

29.  Überraschend am digitalen Lernprozess wie am Lamento darüber ist in-
dessen, dass dabei ein wesentliches Merkmal der Verwaltungsdigitalisierung 
ausgeblendet bleibt, nämlich wer die digitalen Anwendungen für die öffentli-
che Verwaltung erstellt. Digitale Leistungen für die öffentliche Verwaltung wer-
den in Deutschland in einem großen Umfang vom öffentlichen Sektor selbst 
erstellt. Das folgende Kapitel beleuchtet die Rolle der öffentlichen IT-Dienst-
leister im Prozess der Verwaltungsdigitalisierung. Dabei zeigt sich, dass die 
Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung weitgehend ohne Nutzung von 
marktwirtschaftlichem Wettbewerb geschieht.
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3	 Öffentliche IT-Dienstleister 

30.  In Deutschland spielen öffentliche IT-Dienstleister eine zentrale Rolle in 
der Verwaltungsdigitalisierung. Öffentliche IT-Dienstleister können entweder 
Eigenbetriebe einer öffentlichen Verwaltung sein, oder es handelt sich um 
Dienstleister in öffentlicher oder privater Rechtsform, deren Träger wiederum 
öffentliche Verwaltungen sind. Gemäß einer vom Bundesministerium für Wirt-
schaft und Klimaschutz im Jahr 2022 in Auftrag gegebenen Studie (Hillebrand 
und Stuck 2022) beziehen 73 Prozent der insgesamt 555 befragten Kommu-
nen IT-Dienstleistungen von einem öffentlichen IT-Dienstleister. 56 Prozent der 
befragten Kommunen geben an, IT-Dienstleistungen auch von privaten IT-Un-
ternehmen bezogen zu haben. Nur drei Prozent der befragten Kommunen ha-
ben IT-Dienstleistungen bei internationalen IT-Dienstleistern erworben. Zu ei-
nem ähnlichen Ergebnis kommt eine im Jahr 2023 durchgeführte Befragung 
von Detecon Consulting (2023). Von 100 befragten Personen aus Bundes-, 
Landes- und Kommunalverwaltungen sowie öffentlichen IT-Dienstleistern ge-
ben 92 Prozent an, mit öffentlichen IT-Dienstleistern zusammenzuarbeiten, 
weitere 54 Prozent arbeiten zudem mit privaten IT-Unternehmen zusammen. 

31.  Bedenken gegen eine Zusammenarbeit mit privaten IT-Dienstleistern äu-
ßern sowohl Vertreter der Verwaltung als auch der öffentlichen IT-Dienstleis
ter. Schwierigkeiten werden insbesondere aufgrund aufwendiger Ausschrei-
bungsverfahren gesehen. Vertreter der öffentlichen IT-Dienstleister geben 
zudem an, dass es den Verwaltungen an der nötigen Kompetenz mangele, 
solche Vergabeprozesse durchzuführen.

32.  Leider liegen keine detaillierten Zahlen darüber vor, in welchem Umfang 
Verwaltungen öffentliche IT-Dienstleister und private IT-Unternehmen beauf-
tragen. Einen Eindruck davon auf Landesebene liefert der Haushaltsentwurf 
des Landes Niedersachsen für das Jahr 2025. In der unmittelbaren Landes-
verwaltung werden IT-Ausgaben von 769 Mio. Euro veranschlagt. Dabei ist 
zu berücksichtigen, dass darin keine Ausgaben für IT enthalten sind, die auf 
die reine Nutzung von IT gerichtet sind, wie beispielsweise die Nutzung ei-
nes PCs oder von Standardsoftware. Zudem sind darin keine Ausgaben für 
Tätigkeiten enthalten, die nur mittelbar mit der Bereitstellung von IT in Zu-
sammenhang stehen, wie etwa die Personalkostenanteile von Leitungsein-
heiten für die IT-Beschaffung oder -Finanzierung. Von den 769 Mio. Euro für 
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IT-Ausgaben entfallen 247 Mio. Euro, also rund ein Drittel, auf Fremdfirmen. 
Dabei muss es sich aber nicht notwendigerweise um private IT-Unternehmen 
handeln, sondern um Unternehmen, die weder Eigenbetrieb der Landesver-
waltung noch ein öffentlicher IT-Dienstleister sind, dessen Träger das Land ist. 
Die verbleibenden zwei Drittel der IT-Ausgaben entfallen direkt auf die Lan-
desverwaltung oder auf den landeseigenen IT-Dienstleister IT.N. 

33.  Zwar nehmen alle Gebietskörperschaften die Leistungen öffentlicher IT-
Dienstleister intensiv in Anspruch. Es gibt aber zwischen den Ländern große 
Unterschiede hinsichtlich der Anzahl öffentlicher IT-Dienstleister, wie Abbil-
dung 7 zeigt. In einigen Ländern ist es in der jüngeren Vergangenheit zu einer 
erheblichen Konsolidierung unter öffentlichen IT-Dienstleistern gekommen. 
Die beiden bevölkerungsreichen Flächenländer Baden-Württemberg und 
Hessen haben nur noch jeweils einen öffentlichen IT-Dienstleister auf kommu-
naler Ebene und auf Landesebene. Dagegen weist Nordrhein-Westfalen mit 
23 öffentlichen IT-Dienstleistern noch eine recht hohe Anzahl auf, wobei es 
auch dort Konsolidierungsbestrebungen gibt. 

Abbildung 7: Öffentliche IT-Dienstleister in den Bundesländern

Quelle: Niedersächsisches Ministerium für Inneres und Sport (2024), eigene Darstellung.
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34.  Inwieweit sich die Konsolidierung unter den öffentlichen IT-Dienstleistern 
positiv auf die Verwaltungsdigitalisierung auswirkt, muss sich noch zeigen. 
Für eine weitere Konsolidierung spricht, dass Skaleneffekte stärker genutzt 
und digitale Insellösungen besser vermieden werden können. Dagegen lässt 
sich einwenden, dass der Wettbewerb zumindest zwischen öffentlichen IT-
Dienstleistern geschwächt wird. Indessen spielt Wettbewerb in der Verwal-
tungsdigitalisierung bislang eine untergeordnete Rolle. Aufträge an öffentliche 
IT-Dienstleister können Verwaltungen in der Regel in Form von sogenannten 
Inhouse-Geschäften vergeben. Die Voraussetzung dafür schaffen die in §108 
GWB kodifizierten Ausnahmen der öffentlichen Vergabe bei öffentlich-öffent-
licher Zusammenarbeit. Wenn ein öffentlicher Auftraggeber oder eine Grup-
pe öffentlicher Auftraggeber einen Auftragnehmer in dem Sinne beherrscht, 
dass 80 Prozent der Tätigkeiten des Auftragnehmers der Erfüllung von Auf-
gaben für den oder die Auftraggeber dienen und zudem keine direkte pri-
vate Kapitalbeteiligung am Auftragnehmer vorliegt, kann der Auftragnehmer 
ohne Ausschreibung beauftragt werden. Umgekehrt sind auch inverse In-
house-Geschäfte, in denen das beherrschte Unternehmen einen oder meh-
rere beherrschende Verwaltungen beauftragt, ohne Ausschreibung möglich. 
Inhouse Beziehungen bestehen zudem zwischen Unternehmen, die vom glei-
chen öffentlichen Auftraggeber beherrscht werden. Schließlich können Ko-
operationen zwischen öffentlichen Auftraggebern zu einer vergaberechtsfrei-
en Auftragsvergabe führen, wenn nur einer der öffentlichen Auftraggeber zum 
Auftragnehmer eine Inhouse-Beziehung unterhält und alle an der Kooperation 
beteiligten Auftraggeber dieselben Ziele verfolgen.

35.  Bei Inhouse-Geschäften wird die Auftragsvergabe wie ein verwaltungs-
internes Handeln aufgefasst, in dem die Verwaltung ihre Aufgaben selbst 
erledigt. Die Vergabe von Aufträgen einer Verwaltung an einen öffentlichen 
IT-Dienstleister wird demnach so behandelt, als würde die Verwaltung die 
Dienstleistung selbst erbringen. Die Aufgabenerfüllung vollzieht sich damit 
nicht, wie bereits weiter oben angesprochen, im Rahmen eines marktwirt-
schaftlichen Wettbewerbsprozesses, sondern im Rahmen der staatlichen 
Hierarchie. Etwas überspitzt formuliert gleicht ein großer Teil der öffentlichen 
IT-Beschaffung einer Situation, in der die Verwaltung die Autos für ihren Fuhr-
park selbst produziert, statt sie im Markt zu erwerben. 

36.  Bislang ist die umfassende öffentliche IT-Beschaffung in Form von In-
house-Geschäften kaum problematisiert worden. Vielmehr wurden die Vor-
gaben vergaberechtsfreier Inhouse-Geschäfte als zu restriktiv angesehen. 
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Wenn beispielsweise ein Land eine im Rahmen des EfA-Prinzips entwickelte 
IT-Dienstleistung anderen Ländern oder den Kommunen anderer Länder zur 
Nachnutzung angeboten hat, so war lange unklar, inwieweit das außerhalb ei-
nes Ausschreibungsverfahrens möglich ist, weil kein Beherrschungsverhältnis 
zwischen Anbieter und Erwerber vorliegt. Dieses Problem scheint durch ver-
schiedene rechtskonforme Nachnutzungsmodelle gelöst zu sein, die auf Ver-
kettungen von Inhouse-Verhältnissen beruhen oder auf Inhouse-Verhältnissen 
in Kombination mit Kooperationen (FITKO 2022).

37.  Ordnungspolitisch ist freilich die starke Dominanz öffentlicher IT-Dienst-
leister in der Verwaltungsdigitalisierung problematisch. Zwar liegen keine de-
taillierten Informationen über den Anteil der Auftragsvergabe der Verwaltun-
gen an öffentliche Dienstleister vor. Es ist aber davon auszugehen, dass die 
Vergabe von IT-Aufträgen ohne Ausschreibung private Wettbewerber syste-
matisch auf Abstand hält. Inwieweit öffentliche IT-Dienstleister konkurrenz-
fähige Leistungen anbieten, wird nicht durch den Markt getestet. Zudem be-
gründen die Beziehungen zwischen öffentlicher Verwaltung und öffentlichen 
IT-Dienstleistern formidable Prinzipal-Agenten-Verhältnisse. Den öffentlichen 
Verwaltungen fehlt es in der Regel an IT-Expertise. Sie können nicht beur-
teilen, welche Verwaltungsprozesse sich in welchem Umfang digitalisieren 
lassen, welcher Aufwand für digitale Lösungen notwendig ist und ob ent-
sprechende Lösungen bereits entwickelt worden sind oder eine neue, indivi-
dualisierte Lösung notwendig ist. Informationen darüber erhalten sie inhouse 
von ihren öffentlichen IT-Dienstleistern. Die öffentlichen IT-Dienstleister sind 
damit in der komfortablen Situation, dass sie Aufträge nicht nur ohne Konkur-
renz von privater Seite erhalten, sondern auch wesentlichen Einfluss auf den 
Umfang der Aufträge und damit auf die Entgelte nehmen können.

38.  Ihre starke Position in der Verwaltungsdigitalisierung verteidigen die öf-
fentlichen IT-Dienstleister mit dem Begriff der digitalen Souveränität. Darun-
ter verstehen sie, dass der Staat in der Lage sein soll, seine IT-Bedürfnisse 
selbstständig, ohne Einflussnahme privater Unternehmen oder anderer Staa-
ten zu lösen. Begründet wird die Notwendigkeit der digitalen Souveränität mit 
Risiken wie dem Abfluss von persönlichen und Unternehmensdaten an priva-
te Unternehmen, Cyberkriminalität, Spionageattacken und einer Abhängigkeit 
von privaten Unternehmen und anderen Staaten. So drohe beispielsweise bei 
der Nutzung der Cloud eines amerikanischen IT-Unternehmens, dass ein mis-
sliebiger amerikanischer Präsident die deutsche Verwaltung lahmlegen könn-
te, indem er den Zugang zur Cloud sperren lässt. 
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39.  Digitale Souveränität umfasst grundsätzlich mehrere Dimensionen. Da-
tensouveränität bedeutet Kontrolle über die eigenen Daten und die Möglich-
keit, diese Daten selbst zu nutzen. Infrastrukturelle Souveränität bedeutet, 
über eine stabile und sichere IT-Infrastruktur zu verfügen und diese unabhän-
gig von Dritten betreiben zu können. Technologische Souveränität schließ-
lich bedeutet, Technologien nicht nur nutzen, sondern auch selbst entwickeln 
zu können. Schließlich wird gelegentlich noch die normative Souveränität ge-
nannt, worunter die Fähigkeit verstanden wird, Normen und Standards im IT-
Bereich mitgestalten zu können (Pohle und Thiel 2020).

40.  Dass die öffentliche Verwaltung über Datensouveränität und infrastruk-
turelle Souveränität verfügen sollte, dürfte weitgehend unstrittig sein. Die öf-
fentliche Verwaltung verarbeitet eine Vielzahl personenbezogener Daten und 
sensibler Unternehmensdaten. Zum einen sollte die öffentliche Verwaltung in 
der Lage sein, diese Daten verarbeiten zu können, um ihre Leistungen den 
Bedürfnissen privater Haushalte und Unternehmen anzupassen und die Po-
litik evidenzbasiert zu unterstützen. Zum anderen ist es notwendig, dass die 
öffentliche Verwaltung diese Daten vor dem ungewollten Zugriff Dritter schüt-
zen kann. Infrastrukturelle Souveränität hängt mit Datensouveränität zusam-
men. Eine eigene Infrastruktur gewährleistet, dass die Daten der Verwaltung 
sicher gespeichert und verarbeitet werden können.

41.  Weniger eindeutig ist, weshalb die öffentliche Verwaltung auch über tech-
nologische Souveränität verfüge sollte. Technologische Souveränität birgt die 
Gefahr einer technologischen Abschottung der öffentlichen Verwaltung von 
IT-Anwendungen, die für kommerzielle Anwendungen entwickelt werden. Das 
wiederum kann bedeuten, dass der öffentliche Sektor nicht ausreichend von 
Skaleneffekten und neuen innovativen Anwendungen profitiert.

42.  Um technologische Souveränität zu gewährleisten, wird für die öffentli-
che Verwaltung häufig gefordert, möglichst sogenannte Open Source Softwa-
re einzusetzen. Dabei handelt es sich um Software, deren Quellcode öffentlich 
zugänglich ist und grundsätzlich von jedem eingesehen und geändert werden 
kann. Befürworter von Open Source Software weisen darauf hin, dass Nutzer 
diese Software an ihre spezifischen Bedürfnisse anpassen können und unab-
hängig von einzelnen Anbietern sind. Zudem soll der offene Quellcode dazu 
beitragen, dass mögliche Sicherheitslücken in der Software schneller erkannt 
werden. Allerdings erfordert die Flexibilität von Open-Source-Software um-
fassende interne Ressourcen oder Experten, um die Software anzupassen 
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und zu warten. Außerdem sind Geschäftsmodelle aus Anbietersicht bei Open-
Source Software komplexer als bei proprietärer Software. Weil der Zugang 
zum Quellcode frei zugänglich ist, basieren Geschäftsmodelle von Open 
Source-Software-Anbietern in der Regel darauf, dass sie dazu Dienstleistun-
gen wie individuelle Anpassungen, Beratungen und Schulungen verkaufen 
oder zusätzlich darauf abgestimmte Hardware oder Cloud-Dienste anbieten. 
Da Open-Source-Geschäftsmodelle darauf basieren, komplementäre Dienst-
leistungen und Produkte anzubieten, sind sie für kleinere IT-Unternehmen we-
niger attraktiv als für größere. Aus Sicht der öffentlichen Verwaltung hat Open 
Source Software deshalb zwei Konsequenzen. Erstens erfordert es, höhere 
eigene IT-Ressourcen vorzuhalten. Zweitens erschwert es insbesondere klei-
neren IT-Unternehmen, einen Beitrag zur Verwaltungsdigitalisierung zu lei-
sten. Die Forderung, möglichst Open Source Software in der öffentlichen Ver-
waltung einzusetzen, ist damit durchaus geeignet, die Rolle der öffentlichen 
IT-Dienstleister zu stärken und sie vor privatem Wettbewerb zu schützen.

43.  Insgesamt muss die starke Dominanz öffentlicher IT-Dienstleister in der 
Verwaltungsdigitalisierung kritischer betrachtet werden. Jüngere Entwicklun-
gen in der Verwaltungsdigitalisierung, insbesondere die Ermöglichung kom-
plexer Inhouse-Verkettungen zur Bereitstellung von IT-Dienstleistungen eben-
so wie Forderungen nach umfassender digitaler Souveränität führen dazu, 
dass diese Dominanz noch gestärkt wird. Bislang liegt keine systematische 
empirische Evidenz darüber vor, dass eine stärkere Beteiligung privater Un-
ternehmen und insbesondere der damit verbundene Wettbewerb, die Verwal-
tungsdigitalisierung verbessern. Es liegt aber nahe zu vermuten, dass Wett-
bewerb zu mehr Dynamik in der Verwaltungsdigitalisierung beitragen wird. 
Dänemark, Estland und Finnland, nehmen vordere Ränge im europäischen 
eGovernment-Vergleich ein (vgl. Abbildung 1). Diese Länder zeichnen sich da-
durch aus, dass sie keine oder nur wenige und kleine öffentliche IT-Dienstleis
ter haben. Im Jahr 2008 verkauften die dänischen Kommunen ihren gemein-
samen öffentlichen IT-Dienstleister KMD an ein privates Unternehmen und 
gründeten 2009 die IT-Projektgesellschaft KOMBIT. Diese bietet selbst keine 
IT-Dienstleistungen an, sondern übernimmt für die dänischen Kommunen die 
Ausschreibung von IT-Projekten und sorgt dafür, dass kommunale IT-Lösun-
gen im Wettbewerb entwickelt werden (vgl. Bregenov 2024).
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44.  Trotz zahlreicher Initiativen und Gesetze, wie dem Onlinezugangsgesetz 
aus dem Jahr 2017, ist die Verwaltungsdigitalisierung in Deutschland bislang 
nur schleppend vorangekommen. Deutschland belegt im europäischen Ver-
gleich der Verwaltungsdigitalisierung weiterhin einen der hinteren Plätze. Die 
Gründe für die schleppende Digitalisierung sind vielfältig und komplex.

45.  Einer der Gründe sind komplizierte föderale Strukturen. Die föderale Or-
ganisation Deutschlands mit verflochtenen Regelungs- und Verwaltungskom-
petenzen zwischen Bund, Ländern und Gemeinden erfordert einen großen 
Koordinationsaufwand in der Verwaltungsdigitalisierung. Unterschiedliche 
Verwaltungsabläufe, Begriffe und Voraussetzungen für Verwaltungsleistungen 
in den einzelnen Ländern sowie die hohe Autonomie der beteiligten Akteure 
erschweren die Entwicklung und Implementierung einheitlicher digitaler Lö-
sungen. Indessen scheint ein dezentraler Staatsaufbau kein grundsätzliches 
Hindernis für eine erfolgreiche Verwaltungsdigitalisierung zu sein. Im europä-
ischen Vergleich liefert das Merkmal Zentralisierung per se jedenfalls keinen 
Grund für eine bessere Digitalisierung. 

46.  Als weiterer Grund für Digitalisierungshemmnisse werden Verwaltungstra-
ditionen genannt. Die deutsche Verwaltung ist traditionell von starker Regel-
bindung geprägt. Die Digitalisierung erfordert jedoch neue Prozesse und da-
mit das Verlassen von vertrautem und bewährtem Terrain. Unsicherheit über 
die Rechtssicherheit solcher neuen Prozesse hemmt die Einführung digitaler 
Technologien.

47.  Ein in der öffentlichen Diskussion bislang weitgehend ausgeblendetes 
Problem der Verwaltungsdigitalisierung ist die starke Dominanz öffentlicher 
IT-Dienstleister. Die Verwaltungen beziehen digitale Leistungen in einem gro-
ßen Umfang von solchen Dienstleistern, die sie in der Regel ohne Ausschrei-
bung in Form von Inhouse-Geschäften beauftragen. Dadurch findet die Di-
gitalisierung weitgehend außerhalb des marktlichen Wettbewerbs statt, was 
Innovation und Kosteneffizienz behindert.

48.  Zwar wurden in den vergangenen Jahren einige wichtige Schritte unter-
nommen, um die Rahmenbedingungen für die Verwaltungsdigitalisierung zu 
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verbessern. So hat der Bund durch die Novellierung des OZG im Jahr 2024 
mehr Kompetenzen erhalten, um einheitliche Standards in der Digitalisierung 
durchzusetzen. Für die Entwicklung von IT-Leistungen nach dem EfA-Prinzip 
(„Einer für Alle“) wurden neue Vorgaben gemacht, welche die flächendecken-
de Nachnutzung erleichtern. Zudem haben Landes- und Kommunalverwal-
tungen inzwischen stärkere finanzielle Anreize, bereits entwickelte IT-Lösun-
gen nach zu nutzen.

49.  Allerdings bleibt die starke Dominanz öffentlicher IT-Dienstleister und 
der damit einhergehende Mangel an Wettbewerb als zentrales Hindernis in 
der Verwaltungsdigitalisierung. Die Bevorzugung öffentlicher IT-Dienstleister 
durch Inhouse-Geschäfte führt dazu, dass private Unternehmen systematisch 
vom Markt ferngehalten werden, die Auftragsvergabe an öffentliche IT-Dienst-
leister ohne Ausschreibung erfolgt und somit kein echter Wettbewerb stattfin-
det. Dadurch wird die Effizienz und Innovationskraft der Verwaltungsdigitali-
sierung beeinträchtigt. Private Unternehmen könnten durch ihre Expertise und 
Erfahrung neue Impulse setzen und kostengünstigere sowie qualitativ hoch-
wertigere Lösungen entwickeln. Wettbewerb zwingt Unternehmen dazu, effi-
zient zu arbeiten und kostengünstige Lösungen anzubieten. Der Druck, sich 
im Wettbewerb zu behaupten, fördert die Entwicklung neuer, innovativer Lö-
sungen. Private Unternehmen sind häufig flexibler und können schneller auf 
neue Anforderungen reagieren als öffentliche Unternehmen. Eine stärkere Öff-
nung für private IT-Dienstleister würde deshalb die Dynamik der Verwaltungs-
digitalisierung erhöhen. Erfahrungen mit der Verwaltungsdigitalisierung in an-
deren europäischen Ländern wie Dänemark unterstützen diese Auffassung. 

50.  Die CDU plant im Falle eines Wahlsiegs bei der kommenden Bundestags-
wahl, auf Bundesebene ein eigenständiges Digitalministerium einzurichten. In 
dem Ministerium sollen umfangreiche Kompetenzen in einem Haus gebün-
delt werden. Geplant ist auch, das Ministerium mit einem eigenen Haushalts-
budget fürs Digitale auszustatten. Der Kronberger Kreis begrüßt diese Initia-
tive und regt an, dass das zukünftige Ministerium sich direkt um das Thema 
der Verwaltungsdigitalisierung kümmert. Eine entscheidende Frage wird da-
bei nicht nur sein, welche Verantwortungsbereiche das neue Ministerium kon-
kret erhält, sondern auch, wer das Haus mit welchem politischen Gewicht 
führen wird. Zu hoffen ist, dass die Digitalisierung der Verwaltung durch die 
Einrichtung eines Ministeriums für Digitales mehr politische Aufmerksamkeit 
erhalten wird.
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